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in einem bisher so bezeichneten „Schwerpunkt“ grundsätz­
lich Ordnung in der Arbeit mit dem Recht und in seiner Ge­
währleistung herrscht, wird sich der Staatsanwalt (das Ju­
stiz- oder Sicherheitsorgan) anderen Bereichen zur Entwick­
lung entsprechender Aktivitäten zuwenden.

Was im übrigen die im Beitrag erwähnte Verallgemeine­
rung des Beispiels des Planes der Rechtspropaganda dieser 
LPG durch den Rat des Kreises angeht, scheint uns der Ge­
danke hinzuzufügen zu sein, daß natürlich auch hier im Er­
gebnis nie die betriebsbezogene Spezifik der jeweiligen LPG 
verloren gehen darf. Immer wird es neben allgemeingültigen 
Erklärungen des Rechts Besonderheiten und Schwerpunkte 
geben, die von jeder LPG eigenverantwortlich bestimmt und 
behandelt werden sollten. Über weitere Erfahrungen — auch 
aus den Bereichen der LPG (T) — würden wir gern berichten.

D. Red.

Rationelle Zusammenarbeit
des Staatlichen Notariats
mit anderen staatlichen Organen

Die Durchsetzung der Grundsätze sozialistischer Bodenpoli­
tik, insbesondere die Verwirklichung einer rationellen Bo­
dennutzung, spielen in der Arbeit der Staatlichen Notariate 
auf dem Gebiet des Grundstücksverkehrs eine große Rolle. Es 
geht hier vor allem darum, daß die mit der Kontrolle des 
Grundstücksverkehrs betrauten staatlichen Organe ihre Ar­
beit möglichst rationell organisieren und koordinieren, um 
die Rechtsverhältnisse der Bürger und Betriebe zügig zu re­
geln und deren Anliegen schnell und richtig zu erledigen. Das 
setzt eine vertrauensvolle Zusammenarbeit der am Grund­
stücksverkehr beteiligten Staatsorgane voraus.

Diese Zusammenarbeit hat sich im Kreis Forst positiv ent­
wickelt und ist von gegenseitiger Hilfe, Achtung und Kolle­
gialität geprägt'. Das betrifft insbesondere die Zusammenar­
beit zwischen dem Staatlichen Notariat und der Arbeits­
gruppe des Liegenschaftsdienstes. Hierbei hat sich die An­
wendung der im Kreis Plauen entwickelten Methode der Zu­
sammenarbeit zwischen Staatlichem Notariat und Liegen­
schaftsdienst bei Grundstücksveräußerungsverträgen (vgl. 
G. F i s c h e r  / G .  J o h n . N J  1978, Heft 2, S. 79) gut bewährt. 
Diese Methode führte auch bei uns von der notariellen Beur­
kundung der Verträge bis zur Eintragung ins Grundbuch zu 
einer wesentlichen Beschleunigung des gesamten Verfahrens 
im Grundstücksverkehr.

Im Interesse einer effektiveren Arbeitsweise des Liegen­
schaftsdienstes werden vom Staatlichen Notariat sofort nach 
der Beurkundung von Veräußerungs-, Darlehns-, Vorkaufs­
rechts- und anderen Verträgen die erste Ausfertigung des Ver­
trags und eventuelle weitere zur Eintragung ins Grundbuch 
erforderliche Unterlagen (z. B. Löschungszustimmungen, Hy­
pothekenbriefe, gerichtliche Aufgebotsbeschlüsse) sowie die 
für das Genehmigungsverfahren und für die Vertragspartner 
bestimmten Vertragsabschriften über die erteilte Genehmi­
gung und die Eintragung ins Grundbuch eingereicht: Der Be­
reichsleiter Bodeneigentumsordnung prüft die Unterlagen und 
bereitet diese für die Eintragung ins Grundbuch vor. Zugleich 
wird vom Liegenschaftsdienst die Mitwirkung der örtlichen 
Räte und des Rates des Kreises im Genehmigungsverfahren 
eingeleitet.

Nach erteilter staatlicher Genehmigung kann im Grund­
buch sofort die Rechtsänderung vollzogen werden. Das Ge­
nehmigungsverfahren wird auf diese Weise mit der staatli­
chen Grundstücksdokumentation verbunden. Auf den vom 
Staatlichen Notariat eingereichten Vertragsabschriften wird 
vom Liegenschaftsdienst ein unterschriftlich bestätigter Stem­
pelaufdruck über die erteilte Genehmigung und die Eintra­
gung ins Grundbuch angebracht, so daß die Vertragspartner 
auf diese Weise davon Kenntnis erhalten. Ebenso wird auch 
gegenüber dem Staatlichen Notariat und dem Rat des Kreises, 
Abt. Finanzen, verfahren. Damit werden die bisherigen, nur 
auf die Einträge in das Grundbuch bezogenen Benachrichti­
gungen an die Beteiligten überflüssig.

Eine wichtige Aufgabe bei der konsequenten Durchsetzung 
der Grundsätze des sozialistischen Bodenrechts in unserem 
Territorium obliegt der Arbeitsgruppe Grundstücksverkehr. 
Dieser Arbeitsgruppe, die seit 1979 besteht, gehören die ver­
antwortlichen Mitarbeiter der am Grundstücksverkehr be­
teiligten staatlichen Organe an, so z. B. der Sachgebietsleiter

Bodenrecht beim Rat des Kreises und der Leiter des Staat­
lichen Notariats. Die Beratungen werden einmal im Viertel­
jahr durchgeführt. Das Grundanliegen der Arbeitsgruppe be­
steht darin, in vertrauensvoller und kameradschaftlicher Zu­
sammenarbeit die Tätigkeit der beteiligten staatlichen Organe 
von der Vertragsvorbereitung über die Vertragsbeurkundung 
und das staatliche Genehmigungsverfahren bis zur Eintragung 
ins Grundbuch zu koordinieren. Dazu werden die Analysen 
über den Grundstücksverkehr im Territorium regelmäßig aus­
gewertet und Stellungnahmen zu bestimmten Grundstücks­
verträgen in Vorbereitung der Entscheidung über beantragte 
staatliche Genehmigungen erarbeitet. Wenn es erforderlich 
ist, werden zlir Klärung bestimmter Probleme auch Gäste zu 
den Beratungen hinzugezogen (z. B. Vertreter des Verbandes 
der Kleingärtner, Siedler und Kleintierzüchter oder die für 
den Grundstückserwerb verantwortlichen Mitarbeiter des 
VEB BKW Cottbus).

Hauptgegenstand unserer Beratungen ist die Erörterung 
grundsätzlicher Fragen des sozialistischen Bodenrechts und 
die Erarbeitung von Standpunkten zu seiner Durchsetzung in 
der Praxis. So wurde z. B. gemeinsam eine Vereinbarung zur 
Rationalisierung des Genehmigungsverfahrens von Grund­
stücksverträgen für bergbauliche Zwecke erarbeitet und die 
praktische Anwendung der 2. DVO zum ZGB — Vereinfachtes 
Verfahren beim Erwerb von Grundstücksteilen oder Grund­
stücken vom 3. Januar 1979 (GBl. I Nr. 3 S. 25) vom Ver­
tragsabschluß bis zur Dokumentation im Grundbuch beraten 
und abgestimmt Es wurde auch eine Auswertung des Erfah- 
rungsaustauschs über Fragen im Zusammenhang mit dem Er­
werb von Grundstücken für bergbauliche Zwecke (vgl. hierzu 
NJ 1982, Heft 11, S. 513 f.) vorgenommen und eine entspre­
chende Orientierung gegeben. Für die Anwendung der VO 
über die Bereitstellung von genossenschaftlich genutzten Bo­
denflächen zur Errichtung von Eigenheimen auf dem Lande 
vom 9. September 1976 (GBl. I Nr. 35 S. 426) wurde von der 
Arbeitsgruppe z. B. ein Informationsblatt für die LPG-Vor- 
stände und die örtlichen Räte erarbeitet, in dem alle notwen­
digen Maßnahmen von der Antragstellung bis zur Eintragung 
ins Grundbuch erläutert sind. Beraten wurde auch die An­
wendung der VO über die Durchführung des Besitzwechsels 
bei Bodenreformgrundstücken vom 7. August 1975 (GBl. I 
Nr. 35 S. 629) auf die Veräußerung von Grundstücken, zu de­
nen Bodenreformland gehört, und es wurde die Zusammen­
arbeit zwischen Staatlichem Notariat und Rat des Kreises — 
Sachgebiet Bodenrecht — abgestimmt,

Des weiteren nimmt die Erläuterung und Diskussion neuer 
Rechtsvorschriften wie z. B. der BodennutzungsVO vom 26. Fe­
bruar 1981 (GBl. I Nr. 10 S. 105) oder des LPG-Gesetzes vom 
2. Juli 1982 (GBl. I Nr. 25 S. 443) und ihre Anwendung in der 
Praxis in unseren Beratungen großen Raum ein. In diesem 
Zusammenhang wurde beispielsweise ein Muster für einen 
befristeten Nutzungsvertrag über von der LPG nicht bewirt­
schaftbare Kleinstflächen gemäß § 18 Abs. 2 LPG-Gesetz be­
raten und in seiner endgültigen Fassung fertiggestellt.

Große Aufmerksamkeit haben wir stets den Fragen der 
Koordinierung und Rationalisierung bei der Zusammenarbeit 
der staatlichen Organe im Grundstücksverkehr geschenkt.

Ausgehend von der Tatsache, daß der Boden das wichtigste 
Produktionsmittel ist, haben wir uns in der Arbeitsgruppe in­
tensiv mit den Fragen einer rationellen Bodennutzung be­
schäftigt. Diese Fragen sind deshalb von erheblicher terri­
torialer Bedeutung, weil in unserem Kreisgebiet in der Pers­
pektive größere Flächen für bergbauliche Maßnahmen in An­
spruch genommen werden. Deshalb ist mit dem vorhandenen 
Boden im Zusammenhang mit Trennstücksveräußerungen zum 
Eigenheimbau oder für Erholungszwecke stets sparsam und 
rationell umzugehen.

Der Kreisarchitekt erläuterte in der Arbeitsgruppe den 
Entwurf des Generalbebauungsplanes der Stadt Forst und 
informierte die Mitglieder umfassend über die zukünftige 
Entwicklung' unseres Territoriums und die sich daraus ablei­
tenden Aufgaben im Bereich des Grundstücksverkehrs. Diese 
Erläuterungen sind uns eine wichtige Orientierung für die 
Planung unserer Arbeit in den nächsten Jahren.

HANS-JOACHIM NEUMANN,
Leiter des Staatlichen Notariats Forst 
BRIGITTE REICHARDT,
Liegenschaftsdienst des Rates des Bezirks Cottbus

Berichtigung
Im letzten Satz des Beitrags von A. Ondrusch/M. Premßler „Der 
Stellenwert des Rechts auf Arbeit im Kapitalismus“ (NJ 1983, 
Heft 1, S. 24) muß es statt „Arbeitsrecht" richtig „ A r b e i t e r -  
r e c h t ”  heißen. D. Red.


